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Neu mit Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz:  

 
Andreas Hauer  
 

Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts 
 
Das in zweiter Auflage erschienene Buch „Gerichtsbarkeit des öffentlichen Recht“ stellt die neue Verwaltungsgerichtsbar-
keit erster Instanz (u.a. Landesverwaltungsgerichte), den Verwaltungsgerichtshof (im Besonderen auch das neue Revisi-
onsmodell) sowie die Verfassungsgerichtsbarkeit auf Basis der ab 1. Jänner 2014 wirksam werdenden Rechtslage zum 
Stand der Rechtsentwicklung vom 1. März 2013 dar. 
 
2. Auflage 2013, 340 Seiten, broschiert, ISBN 978-3-902883-01-8 // 25,00 Euro 
 

Versandkostenfreie Bestellung über office@pedell.at oder www.pedell.at.  
 

 

 
I. Bundesgesetzblatt  
 
BGBl II 125/2013 

Verordnung der Bundesministerin für Finanzen über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Ge-
winnes aus Land- und Forstwirtschaft (Land- und Forstwirtschaft-Pauschalierungsverordnung 2015 – LuF-PauschVO 
2015) 

 

BGBl II 126/2013 

Verordnung der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), mit der die Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungsrisiko-
Verordnung geändert wird 

 

BGBl II 128/2013 

Verordnung des Bundesministers für Gesundheit über den 45. Nachtrag zum Arzneibuch 

 

http://www.pedell.at/index.php/studienbuecher/18-gerichtsbarkeit-des-oeffentlichen-rechts.html
mailto:office@pedell.at
http://www.pedell.at/
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2013_II_125/BGBLA_2013_II_125.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2013_II_126/BGBLA_2013_II_126.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2013_II_128/BGBLA_2013_II_128.pdf


II. Amtsblatt der EU 

 
ABl L 131 v 15.05.2013, 1 

Durchführungsverordnung (EU) Nr 412/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 zur Einführung eines endgültigen Antidumping-
zolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von Geschirr und anderen Artikeln aus 
Keramik für den Tisch- oder Küchengebrauch mit Ursprung in der Volksrepublik China 

 

III. Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts 

 

A. Verfassungsgerichtshof 

 

Keine Erkenntnisse im Berichtszeitraum. 

 

B. Verwaltungsgerichtshof 

 

31.03.2013, 2012/10/0091 

ForstG; Erteilung eines Auftrags zur Wiederaufforstung; Waldeigenschaft der Teilfläche zum Zeitpunkt des Zuwider-

handelns gegen forstliche Vorschriften als auch zum Zeitpunkt der Erlassung des forstpolizeilichen Auftrags gegeben; bei 
Erlassung eines Wiederbewaldungsauftrags ist die Setzung einer Leistungsfrist zulässig, die – im Rahmen des § 59 

Abs 2 AVG – vor Ablauf der im § 13 Abs 2 ForstG normierten Frist endet; keine Vorschreibung von Ersatzleistungen gem 
§ 18 ForstG zulässig 

 

09.04.2013, 2010/04/0089 

GewO; Versagung der Genehmigung einer Bestellung zum gewerberechtlichen Gf; Nachweis über eine fünfjährige Tä-
tigkeit in leitender Position stellt kein Zeugnis über eine ununterbrochene sechsjährige einschlägige Tätigkeit dar, son-
dern einen individuellen Befähigungsnachweis gem § 19 GewO; eine Tätigkeit als Betriebsleiter kommt erst nach Ab-

schluss eines Maschinenbaustudiums in Betracht; ob mit einem polnischen Diplom in Polen eine für das angestrebte Ge-
werbe einschlägige Berufsqualifikation verbunden ist, ist im Gleichhaltungsverfahren gem § 373d GewO zu beurteilen 

 

09.04.2013, 2012/04/0076 

Maß- und EichG; AVG; Verhängung einer Verwendungssperre gem § 52 Abs 1 Maß- und EichG von näher bezeichne-

ten Weinflaschen eines Klosterkellers; Berufung ist bei jener Behörde einzubringen, die den Bescheid in erster Instanz er-
lassen hat, auch wenn die Berufung bei einem dreigliedrigen Instanzenzug gegen Bescheide der zweiten Instanz erhoben 
wird 

 

IV. Gerichtshof der Europäischen Union 

 
A. Gerichtshof 
 
16.05.2013, Rs C-589/10, Wencel  

Art 45 AEUV – Verordnung (EWG) Nr 1408/71 – Art 10 – Leistungen bei Alter – Gewöhnlicher Aufenthaltsort in zwei ver-
schiedenen Mitgliedstaaten – Bezug einer Hinterbliebenenrente in dem einen und einer Altersrente in dem anderen Mit-
gliedstaat – Entzug einer dieser beiden Leistungen – Einziehung angeblich rechtsgrundlos empfangener Leistungen 

 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:131:0001:0045:DE:PDF
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16.05.2013, Rs C-228/11, Melzer 

Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Besondere Zuständigkeiten im Fall einer unerlaubten Handlung oder einer 
Handlung, die einer unerlaubten Handlung gleichgestellt ist – Grenzüberschreitende Beteiligung mehrerer Personen an 
derselben unerlaubten Handlung – Möglichkeit, die örtliche Zuständigkeit anhand des Ortes der Handlung eines anderen 
Schädigers als des Beklagten zu bestimmen (‚wechselseitige Handlungsortzurechnung‘) 

 

16.05.2013, Rs C-191/12, Alakor Gabonatermelő és Forgalmazó Kft 

Unvollständige Erstattung der ohne Rechtsgrund gezahlten Mehrwertsteuer – Nationale Regelung, wonach die Erstat-
tung der Mehrwertsteuer aufgrund ihrer Abwälzung auf einen Dritten ausgeschlossen ist – Ausgleich in Form einer Bei-
hilfe, die einen Teil der nicht abzugsfähigen Mehrwertsteuer umfasst – Ungerechtfertigte Bereicherung 

 

16.05.2013, Rs C-169/1, TNT Express Worldwide  

Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 66 Buchst a bis c – Transport- und Speditionsdienstleistungen – Ent-
stehung des Steueranspruchs – Zeitpunkt der Vereinnahmung des Preises und spätestens 30. Tag nach der Leistung – 
Vorherige Ausstellung der Rechnung 

 

B. Schlussanträge 
 

15.05.2013, Rs C-184/12, UNAMAR (GA Wahl) 

Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht – Grundsatz der Vertragsauto-
nomie – Grenzen – Einwirkung zwingender Vorschriften des Staates des angerufenen Gerichts – Handelsvertreterver-
trag 

 

16.05.2013, Rs C-621/11 P, New Yorker SHK Jeans / HABM (GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Gemeinschaftsmarke – Widerspruchsverfahren – Nachweis ernsthafter Benutzung – Nach Ablauf der 

gesetzten Frist vorgelegte Beweismittel  

 

16.05.2013, verb Rs C-609/11 und C-610/11, Centrotherm Systemtechnik / HABM und centrotherm Clean Solutions 
(GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Gemeinschaftsmarke – Antrag auf Erklärung des Verfalls – Nach Ablauf der vom HABM gesetzten Frist 
vorgelegter Nachweis – Beweislastverteilung – Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen – Beweiswert einer ei-
desstattlichen Erklärung 

 

16.05.2013, verb Rs C-609/10 P und C-610/11 P, Centrotherm Systemtechnik / centrotherm Clean Solutions (GA 
Sharpston) 

Rechtsmittel – Gemeinschaftsmarke – Antrag auf Erklärung des Verfalls – Nach Ablauf der vom HABM gesetzten Frist 
vorgelegter Nachweis – Beweislastverteilung – Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen – Beweiswert einer ei-
desstattlichen Erklärung 

 

16.05.2013, Rs C-298/12, Confédération paysanne (GA Kokott) 

Gemeinsame Agrarpolitik – Verordnung (EG) Nr 1782/2003 – Betriebsprämienregelung – Berechnung der Zahlungs-
ansprüche – Agrarumweltmaßnahmen – Beeinträchtigung der Produktion – Referenzzeitraum – Gleichbehandlung 

 

16.05.2013, Rs C-292/11 P, Kommission / Portugal (GA Jääskinen) 

Rechtsmittel – Art 258 AEUV – Durchführung eines Urteils des Gerichtshofs – Nichtergreifen der Maßnahmen, die 

zur Durchführung eines eine Vertragsverletzung feststellenden Urteils notwendig sind, durch die Portugiesische Republik – 
Art 260 AEUV – Urteil des Gerichtshofs, das die Portugiesische Republik zur Zahlung eines Zwangsgelds verurteilt – Be-
urteilung der Maßnahmen, die der Mitgliedstaat ergriffen hat, um dem Urteil des Gerichtshofs nachzukommen, durch 
die Kommission – Befugnisse der Kommission im Rahmen der Durchführung eines Urteils nach Art 260 AEUV 
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16.05.2013, Rs C-280/11 P, Conseil / Access Info Europe (GA Cruz Villalón) 

Rechtsmittel – Verordnung (EG) Nr 1049/2001 – Recht auf Zugang zu den Dokumenten des Europäischen Parla-
ments, des Rates und der Kommission – Tätigkeit des Rates als ‚Gesetzgeber‘ – Note des Generalsekretariats des 
Rates zu Vorschlägen, die im Rahmen der Abänderung der Verordnung (EG) Nr 1049/2001 übermittelt wurden – Verwei-
gerung der Offenlegung der Identität der Mitgliedstaaten, die Urheber der Vorschläge sind  

 

16.05.2013, Rs C-234/12, Sky Italia (GA Kokott) 

Richtlinie 2010/13/EU – Audiovisuelle Mediendienste – Begrenzung der Sendezeit für Fernsehwerbung – Strengere 
innerstaatliche Regeln für Bezahlfernsehen als für frei empfangbares Fernsehen – Allgemeiner unionsrechtlicher Gleich-
behandlungsgrundsatz – Grundfreiheiten des Europäischen Binnenmarkts – Freiheit und Pluralität der Medien  

 

16.05.2013, Rs C-203/12, Billerud Karlsborg und Billerud skärblacka (GA Mengozzi) 

System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft – Verpflichtung des Betreibers, der 
nicht spätestens bis zum 30. April eines jeden Kalenderjahrs eine ausreichende Anzahl von Zertifikaten zur Abdeckung 
seiner Emissionen abgegeben hat, unabhängig von der Ursache für das Versäumnis eine Sanktion zu zahlen – Keine 
die zulässige Menge übersteigende Verschmutzung – Keine Möglichkeit, die Sanktion zu erlassen oder zu ermäßigen 
– Verhältnismäßigkeit 

 

16.05.2013, Rs C-157/12, Salzgitter Mannesmann Handel (GA Wahl) 

Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Verordnung (EG) Nr 44/2001 – Vollstreckung einer Entscheidung, die in 
einem anderen Mitgliedstaat ergangen ist – Gründe für die Versagung der Vollstreckung – Frühere Entscheidung aus 

demselben Mitgliedstaat in einem Verfahren wegen desselben Streitgegenstands und Anspruchs und zwischen denselben 
Parteien – Miteinander unvereinbare Entscheidungen  

 

16.05.2013, verb Rs C-220/12 P, C-221/12 P und C-222/12 P, Rintisch / HABM (GA Sharpston) 

Rechtsmittel – Gemeinschaftsmarke – Widerspruch – Nachweis über die Existenz und die Gültigkeit der älteren 
Marke – Nach Ablauf der vom HABM gesetzten Frist vorgelegte Nachweise und Übersetzungen – Ermessen der Be-
schwerdekammer 

 

C. Gericht 
 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

V. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

 
14.05.2013, Beschwerde Nr. 67810/10, Gross / Schweiz 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Abweisung des Antrags der Bf, ihr Le-

ben mit einer tödlichen Dosis an Medikamenten zu beenden, wurde mit dem Fehlen hinreichender medizinischer Indikation 
begründet; obwohl nationale Rechtsvorschriften passive Sterbehilfe bei Vorliegen von medizinischen Gründen erlauben, 
ist deren Auslegung und Reichweite unklar; lediglich Verpflichtung zur Konkretisierung; Entscheidung im Einzelfall 

obliegt nationalen Behörden 

 

14.05.2013, Beschwerde Nr. 66529/11, N.K.M. / Ungarn 

Verletzung von Art 1 1. ZP EMRK (Eigentumsfreiheit); Besteuerung von Teilen der Abfindung der bf Beamtin zu 98 % 
stellt ungerechtfertigte Enteignung dar; dahingehende gesetzliche Bestimmung trat erst kurz vor Kündigung in Kraft, 
keine ausreichenden Übergangsbestimmungen; trotz Ermessensspielraum der Staaten im Bereich Steuerwesen hier un-
verhältnismäßige individuelle Belastung im Hinblick auf das verfolgte Ziel des Schutzes der Bevölkerung vor übermä-

ßiger Auszahlung von Abfindungen und der Stärkung des Arbeitsmarktes 
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16.05.2013, Beschwerde Nr. 20390/07, Garnaga / Ukraine 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Antrag der Bf, den vom biologischen 
Vater abgeleiteten Familiennamen in jenen des Stiefvaters abändern zu lassen, wurde abgewiesen; keine ausreichen-
de Klarheit der diesbezüglichen Rechtsnormen; vor allem im Hinblick auf die leichtere Abänderbarkeit des Vornamens 
nicht gerechtfertigt 
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Disclaimer 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institu-

te, Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharak-

ter“ sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der 
Institute, Aktualität und Relevanz. 

Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Aus-

wahl nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, Energierecht, Gewerbe-

recht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, Verwaltungs-
strafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 

Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 

AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 

Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz.  
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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